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Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber Erſatzanſprüche auf Grund von durch öffentliche Beamte ver⸗ 
übten ſtrafbaren Handlungen hat die Adminiſtrativbehörde auch 
dann ausſchließlich zu erkennen, wenn dieſe ſtrafbare Handlung 
nicht in Ausübung ſpecieller Amtsobliegenheiten geſetzt wurde, 
wenn ſie nur im Zuſammenhange mit der dienſtlichen Stellung des 
Beamten ſteht. Auf Grundlage von Adminiſtrativ⸗Erfatzerkennt⸗ 
niſſen iſt die gerichtliche Execution zu bewilligen. (Pat. vom 16. 
Juni 1786, Nr. 516 J. G. S. $ AI a. G. O.) 


Mittelſt Erkenntniſſes des k. k. Finanzminiſters vom 6. Decem⸗ 
ber 1870, welches wegen feines in Bezug auf die Adminiſtrativjuſtiz 
intereſſanten Inhalts hier in ſeinen weſentlichen Punkten beigefügt 
wird, wurde die Verlaffenſchaft des X., Rechnungsofficials des Fach⸗ 
rechnungsdepartements fuͤr die Staatsſchuld, für ſchuldig erkannt, dem 
Aerar den Schaden von 50.000 fl. in in Noten verzinslichen Obli⸗ 
gationen der einheitlichen Staatsſchuld und zwar 40.000 fl. mit der 
Verzinſung vom 1. Auguſt 1870 und 10.000 fl. mit der Verzin⸗ 
fung vom 1. November 1870. dann einen baren Zinſenbetrag von 
9433 fl. 37 kr. binnen 14 Tagen nach Zuſtellung dieſes keinem wei⸗ 
teren Rechtszuge unterliegenden Erkenntniſſes zu erſetzen. In der Be⸗ 
gründung heißt es: Es habe ſich als zweifellos ergeben, daß der Ver⸗ 
ſtorbene fünf Stück Conventionsmünze⸗Verloſungsobligationen & 1000 fl. 
in die höhere Summe von 10.000 fl. umgeändert und dieſelben ſich 
angeeignet habe. Da zufolge Nachweisung des Fachrechnungsdepar⸗ 
tements hiedurch ein Schaden in obiger Ziffer dem Aerar erwachſen 
jet, fo rechtfertige ſich das ergangene Erkenntniß ungeachtet der von 
den Erben erhobenen Einwendungen. Insbeſondere ergebe ſich die 
Competenz des Finanzminiſteriums aus den beſtehenden Vorſchriften. 


So wurde mit dem Hofdeerete vom 16. Auguſt 1841 (Juſtizgeſetz⸗ 
ſammlung Nr. 555, S. 603) verordnet, daß Forderungen des Staates 
an ſeine Beamten und Diener, welche lediglich aus dem Dienſtver⸗ 


hältniſſe abgeleitet werden, im adminiſtrativen Wege auszutragen 
ſeien, welche Anordnung mit Hofdecret der allgem. Hofkammer vom 
26. Jänner 1843 auf ſämmtliche aus dem Dienſtverhältniſſe entſprin⸗ 
gende Forderungen des Staates an ſeine Dienſtindividuen mit einziger 
Ausnahme des Rechnungsproceſſes ausgedehnt wurde (Hofkanzleidecret 
vom 17. Februar 1843, Nr. 6 polit. Geſetzſammlung). Dieſe admi⸗ 
niſtrativen Normen bilden auch jetzt noch die Baſis für die Entſchei⸗ 
dungen der Gerichte. Die weitere Einwendung, daß nur das Straf⸗ 
gericht und wo dieſes nicht einſchreitet, höchſtens das Civilgericht ein 
Erſatzerkenntniß zu fällen berufen wäre und daß das Geſetz es ver⸗ 
biete, gegen einen Verſtorbenen die Schuld eines Verbrechens conſta⸗ 
tiren zu laſſen, ſteht in directem Widerſpruche mit der Strafproceß⸗ 
ordnung. Nach § 359 derſelben ſchreitet das Strafgericht in der 
Entſchädigungsfrage nur unter gewiffen Vorausſetzungen ein, ja ſelbſt 
beim Vorhandenſein eines ſtrafgerichtlichen Ausſpruches über die Er⸗ 
ſatzfrage iſt der Beſchädigte nicht gehalten ſich damit zufriedenzu⸗ 
ſtellen, er kann vielmehr nach § 364 ſeine privatrechtlichen Anſprüche 
auf dem Civilrechtswege geltend machen. Civilrechtsweg iſt hier zu 
verſtehen im Gegenſatze zum Strafgerichtsverfahren und nicht etwa in 
der engſten Bedeutung des Wortes als Forum der ordentlichen Civil⸗ 
gerichte. Es iſt darunter auch der Weg des adminiſtrativen Erſatz⸗ 
erkenntnißverfahrens, wo dieſer Weg durch ſpecielle Normen für gewiſſe 
Kategorien von Privatrechten an die Stelle der Entſcheidung durch die 
Eivilgerichte und mit Ausſchluß dieſer Gerichte feſtgeſetzt wurde. Bei 
einer gegentheiligen Auslegung würde ſich die Abnormität ergeben, 
daß es nur einer verbrecheriſchen Qualification der That bedürfte, um 
zur Entſcheidung über Forderungen aus dem öffentlichen Dienſtver⸗ 
hältniſſe dem Civilgerichte eine ihm ſonſt nicht zuſtehende Eompetenz 
zuzuweiſen. Die Einwendung, daß der adminiſtrative Weg nur für 
vollkommen liquide rechnungsmäßig feſtgeſtellte Forderungen des Aerars 
zur Anwendung kommen könne, iſt durchaus unmotivirt, und durch 
den Hinweis auf den Rechnungsproceß nicht gerechtfertigt. Gegen die 
weitere Behauptung die hier fragliche Erſatzforderung des Aerars ſei 
nicht aus dem öffentlichen Dienſtverhältniſſe entſprungen, weil einer⸗ 
ſeits das entſcheidende Moment der jene Erſatzanſprüche begründen⸗ 
den Handlung in der Fälſchung der Obligationen, nicht in der Fäl⸗ 
ſchung der Creditsbücher und Journale gelegen ſei, dann weil ander⸗ 
ſeits die Führung der Creditsbücher und Journale nicht zu den Amts⸗ 
obliegenheiten des X. gehörte, muß Folgendes erwiedert werden: Für 
die Erſatzanſprüche des Aerars liegt das entſcheidende Moment gerade 
in der Fälſchung jener Bücher und Journale, deren einzig und allein 
aus der Falſchung reſultirende Uebereinſtimmung mit den gefälſchten 
Obligationen zur Ausfertigung der neuen Rente in ſo bedeutend 
höherem Betrage Anlaß bot, alſo gleichſam den Angelpunkt der ver⸗ 
übten Malverſationen darſtellt. Die Fälſchung der Obligationen war 
an ſich durchaus kein Mittel, geeignet, dem Aerar Schaden zuzufügen, in 


fo lange die Vorſchreibungen in den Creditbüchern und Journalen aufrecht 
beſtanden. Es wäre daher für die vorliegende Erſatzverhandlung gleich⸗ 
giltig, in welcher Weiſe X. dienſtlich beſchäftigt war, denn es handelt ſich 
hier nicht darum, eine Verletzung der Amtspflicht zu conſtatiren, ſondern 
vielmehr um die von den ſpeciellen Amtsobliegenheiten des X. unabhängige 
Frage des Zuſammenhanges ſeiner dienſtlichen Stellung mit dem verübten 
Unterſchleife. Aus den Erhebungen geht aber mit Evidenz hervor, daß die 
Fälſchung jener Creditbücher und Journale von K. nur in Folge ſeiner 
dienſtlichen Stellung verubt werden konnte. X. war nur nebenſächlich 
mit den Regiſtratursgeſchäften, daneben aber, gleich den übrigen Be⸗ 
amten der Abtheilung mit den eigentlichen Creditsgeſchäften betraut 
und durch die ihm obgelegenen Cenſurs⸗ und Verbuchungsgeſchäfte 
berufen, die hieraus entſpringenden Arbeiten in den Creditbüchern 
durchzuführen, daher ihm auch alle Creditsbücher der Abtheilung zu 
Gebote ſtanden. Daß K. gerade keine der Quittungen von den fünf 
gefälſchten Obligationen ſelbſt einzutragen hatte, iſt nur Zufallsſache, 
weil die betreffenden Zinſenjournale nicht gerade ihm, ſondern eben 
einem anderen Beamten zur Verbuchung übertragen wurden. Dieſes 
Eintragen der Zinſenquittungen in die Bücher, konnte aber gar keinen 
Einfluß auf die fragliche Malverſation üben, nachdem die Fälſchung 
der betreffenden Conten ſchon vor der Behebung der Intereſſen reſp. 
deren Auftragung in den Creditsbüchern ſowohl bei der Staatsſchul⸗ 
dencaſſe, als auch in den Creditsbüchern des Fachrechnungsdepartements 
ſtattgefunden haben mußte, wenn die producirten Quittungen unbe⸗ 
anſtändet liquidirt und verbucht werden ſollten. Sind die Bücher ein⸗ 
mal gefälfcht und die jeweilige Quittung der Fälſchung in Bezug auf 
den Capitalsbetrag angepaßt, dann iſt es ganz einerlei welcher Be⸗ 
amte die Quittung liquidirt oder verbucht. Nebenbei wird bemerkt, daß 
der Beamte der zu ſeinem Vortheile die Bücher fälſcht, die Obli⸗ 
gationen die er beſitzt, in ſo lange nicht zu fälſchen braucht, als er 
dieſelben nicht zu veräußern oder zu irgend einer caſſaämtlichen Mani⸗ 
pulation überreichen will, da zum Bezuge der Zinſen die Obligation 
nicht weiter erforderlich iſt, für die Liquidirung der Zinſen aber die 
auf den Büchern bereits durch Malverſation erhöhten Capitalsbeträge 
die Baſis bilden. Hatte der Beamte jedoch einmal die Bücher gefälſcht, 
ſo war der Beſitz der auf einen beſtimmten Namen lautenden unver⸗ 
fälſchten Obligation für ihn nicht leicht ein Object der Veräußerung 
mehr, indem die Wechſelhäuſer derlei Obligationen in der Regel vo 
dem Ankaufe zur Caſſe ſchicken, theils wegen des Zinſenausſtandes, 
theils wegen der auf den Ligquidationsbüchern allenfalls haftenden 
Vormerkungen, wie Pfändungen und dgl., nachdem mit dem Kaufe 
einer auf Namen lautenden in bianco cedirten Obligation der Käufer 
alle möglicherweiſe darauf haftenden Laſten übernimmt. Will der 
Malverfant nun den Betrag, den er für die gekauften Originalobli⸗ 
gationen ausgelegt hat, nicht einbüßen, ſo muß er entweder anch die 
Obligationen ſelbſt fälſchen, oder die Amortiſirung der Obligationen, 
die er auf den Büchern durch Malverſation in Vorſchreibung gebracht 
hatte, auf Grund des erhöhten Betrages durchzuführen ſuchen. Letzterer 
Schritt iſt übrigens immerhin ſehr gewagt, weil entweder der Fäl: 
ſcher ſelbſt oder deſſen Bevollmächtigte die Amortiſationsſchritte ein⸗ 
leiten muß und für den Fall, als die Fälſchung des Buches bei Ge⸗ 
legenheit der Auskunft über die zur Amortiſirungseinleitung bezeich⸗ 
nete Obligation entdeckt wurde, ſich aller Gefahr der Entdeckung preis⸗ 
gibt. Ein Caſſebeamter kann die Fälſchung nicht begangen haben, 
weil dann die im Fachrechnungsdepartement erliegenden Capitals⸗An⸗ 
lagsjournale nicht hätten mitgefälſcht werden können, weil dieſelben 
ohne Intervenirung eines Beamten des genannten Departements weder 
in noch außer der Amtszeit einem Beamten der Caſſe zugänglich find. 
Ein Einverſtändutß zwiſchen Beamten des Departements und der 
Caſſe war weder nothwendig, noch ohne Gefahr für den einen oder 
anderen zu erlangen. Bei einem ſolchen Einverſtändniſſe wäre es gar 
nicht nothwendig geweſen, Obligationen zum Zwecke der Malverſation 
anzukaufen, da bei der damals beſtandenen Einrichtung der Caſſe⸗ 
beamte im Liquidirungsbuche Obligationen in beliebiger Zahl und 
mit beliebig hohen Beträgen fälſchlich auftragen konnte und nachdem 
die conforme Auftragung von Seite des im Fachrechnungsdepartement 
ins Einverſtändniß gezogenen Beamten im Buche des letzt ren Depar⸗ 
tements durchgeführt war, das Beheben der noch ſo hohen Zinſenbeträge 
gegen die dem Buche angepaßten Zinſenquittungen eben durch die Ueberein⸗ 
ſtimmung des Liquidationebuches der Staatsfchuldencaſſe mit dem Credits⸗ 
buche im Rechnungsdepartement möglich geweſen wäre. — Die Rechtsgiltig⸗ 
keit dieſes Erſatzerkenntniſſes wurde nun auch vor den Civ'lgerichten ventilirt. 
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Die k. k. öſterr. Finanzprocuratur begehrte nämlich auf Grund⸗ 
lage desſelben zur Einbringung der Erſaßforderung des Aerars die 
executive Pfändung des im Öerictsbepnfliennmie erliegenden Ver⸗ 
laſſenſchaftsvermögens, beſtehend in Werthpapieren und Barſchaft 
mittelſt depoſitenämtlicher Vormerkung, was auch mit Beſcheid des 
k. k. Bezirksgerichtes der innern Stadt vom 24. Juni d. J. bewilligt 
wurde. — In dem von den Erben eingebrachten Recurſe wurde 
bemerkt, daß keinerlei Verordnung in Oeſterreich von dem Grundſatze, 
daß der Richter die Execution nur auf Grund ſeines Erkenntniſſes 
bewilligen könne, eine Ausnahme ſtatuire, unter welche der vorlie⸗ 
gende Fall ſubſumirt werden könnte. Insbeſondere geſtatten die Hof⸗ 
deerete vom 31. October 1785, 16. Juni 1786, 12. September 
1832, 28. März 1864 nicht die Execution auf Grund eines admini⸗ 
ſtrativen Erſaßerkenntniſſes. Nur proviſoriſche Sicherſtellung ſei hie⸗ 
durch geſtattet. Es mangle auch im Executionsgeſuche die genaue Be⸗ 
zeichnung der Executionsobjecte, und es ſei Pfändung durch Anmer⸗ 
kung im Depoſitenbuche unzuläſſig, das Erſatzerkenntniß könnte nur 
die Grundlage einer vor den ordentlichen Gerichten ein zubringenden 
Klage ſein; denn ſonſt ſei der Beſchädigte Kläger und Richter in 
eigener Perſon. 

Das k. k. öſterr. Oberlandesgericht hat aber den Recurs abge⸗ 
wieſen, weil die Entſcheidung des Finanzminiſters im Sinne des Pa⸗ 
tentes vom 16. Juni 1780, 3. 516 und der damit im Zuſammen⸗ 
hange ſtehenden Geſetze vom 14. März 1806, Z. 958 und 16. Au⸗ 
guſt 1841, Nr. 555 in Anſehung dieſer Schuld des X. aus ſeinem 
Dienſtverhältniſſe vollkommen hinreicht, weil ferner auch die Vormer⸗ 
kung dieſer Executionsverordnung bei dem betreffenden Depoſitum 
ſelbſt der im $ 341 a. G. O. normirten Execution vollkommen entipricht. 

Auch der eingebrachte außerordentliche Reviſionsrecurs wurde 
unter folgender Begründung vom k. k. oberſten Gerichtshofe ddo. 
31. October 1871, 3. 13.074 verworfen. Nach den a. h. Entſchlie⸗ 
zungen vom 10. Auguſt und 11. December 1841 find Forderungen 
des Staates an ſeine Beamten, welche lediglich aus dem Dienſtver⸗ 
hältniſſe abgeleitet werden, im adminiſtrativen Wege auszutragen, und 
ſobald die Erſatzpflicht des Beamten durch eine keiner weiteren Be⸗ 
rufung unterliegende adminiſtrative Entſcheidung ausgeſprochen iſt, iſt 
zum Behufe der Execution ein weiteres Erkenntniß einer Gerichts⸗ 
behörde nicht erforderlich. Soweit ſich der Staat im administrativen 
Wege zahlhaft machen kann, bedarf es hiezu wohl auch einer gericht⸗ 
lichen Verordnung nicht, nachdem aber hier der letztgedachte Weg 
nicht hinreicht und es ſich darum handelt, Deckungs⸗ und Zahlungs⸗ 
mittel in Angriff zu nehmen, welche vermöge ihrer Natur, wie in 
gerichtlicher Verwahrung befindliche Gegenſtände nicht anders als mit 
Hilfe des Gerichtes flüſſig gemacht werden können, mußte dem Staate 
auch eingeräumt ſein, hiezu das Gericht in Anſpruch zu nehmen, wie 
es bereits in zur Hereinbringung von öffentlichen Steuern, Abgaben 
und Gebühren und ſonſtigen durch politiſche und finanzielle Amts⸗ 
handlungen verfügten Auflagen erlaſſenen Geſetzen vorgeſehen tft, 
welche in Gemäßheit der Vorſchrift des §S 437 a G. O. nach klarer 
Analogie auch hier Anwendung zu finden haben, weil eben die Er⸗ 
theilung des Privilegiums der adminiſtrativea Execution nicht ander⸗ 
ſeits eine das Exeeutionsrecht weſentlich beſchränkende und in vielen 
Fällen die Amtsgewalt der Adminiſtrativbehörden lähmende und das 
Erſatzrecht des Staates ſelbſt vereitelnde Beſtimmung in ſich tragen 
kann Auch wegen der Art der Formaliſirung der executiven Pfän⸗ 
dung, welche den für die Behandlung der gerichtlichen Depoſiten 
gegebenen Vorſchriften (die auch im § 537 der auf denſelben Grund⸗ 
ſätzen beruhenden proviſoriſchen Civilproceßordnung für Ungarn vom 
Jahre 1852 ihren Ausdruck fanden) entſpricht, hatten die Recurren⸗ 
ten keinen Anlaß zur Beſchwerde. Ger.⸗Zeit. 


Der Gemeindearzt iſt im Sinne der Gemeindewahlordnung als ein 
„Bedienſteter“ der Gemeinde anzuſehen ). 


Dr. G. bekleidet den Poſten eines Gemeindearztes in P. und 
bezieht den Gehalt von 1400 fl. aus der Gemeindecaſſe. Zu den 
Obttegenheiten der Gemeindeärzte in P, deren es drei gibt, gehört 


) M. vergl. die Mittheilung in Nr. 21, S. 82 des Jahrganges 1871 dieſer 
Zeitfchrift. 


es, die Kranken im Spitale und die Armen der Gemeinde zu Haufe 
innerhalb der Gemeinde unentgeltlich zu behandeln und ebenſo unent⸗ 
geltlich ſich bei allen Amtshandlungen verwenden zu laſſen, welche 
denfelben von der Gemeindevorſtehung in Wahrung der öffentlichen 
Sanitätspflege aufgetragen werden. Im Uebrigen ſteht es denſelben 
frei, ihre Kunſt innerhalb oder außerhalb der Stadt auch entgelt⸗ 
lich auszuüben, Dieſer Dienſt iſt contractlich auf 3 Jahre fixirt. 

In Folge der Wahl des Dr. G. in den Gemeinde-⸗Ausſchuß 
von P. brachten nun die Wahlberechtigten R. und M. eine Be⸗ 


ſchwerde bei der Bezirkshauptmannſchaft ein, welche dieſe Wahl als: 


ungeſetzlich im Sinne des § 10 des Gem. Gef., reſpective der G. W. O. 
für Iſtrien (Geſetz vom 10. Jänner 1870, Nr. 2) annullirte, weil 
die Gemeindearzte als Gemeindebedienſtete im Sinne der $$ 31 
und 32 der Gemeindeordnung anzuſehen ſeien. 

Die Statthalterei hingegen hob die bezirkshauptmannſchaftliche 
Entſcheidung unter Erklärung der Giltigkeit der Wahl des Dr. G. 
mit der Begründung auf, „daß die Functionen des Dr. G., für die 
er aus der Gemeinde gezahlt wird, ſich auf die unentgeltliche Be⸗ 
handlung der armen Kranken und die Mitwirkung in den Angelegen⸗ 
heiten der öffentlichen Sanitätspflege beſchränken, daß daher eine Ab⸗ 
hängigkeit des Gemeindearztes von den Organen, welche die Gemeinde 
vertreten, nicht exiftirt und er daher nicht als Gemeindebedienſteter 
im Sinne der $$ 31 und 32 der Gemeindeordnung angeſehen werden 
könne und dies um ſo weniger, als der Wirkungskreis des Dr. G. 
kein ökonomiſch⸗adminiſtrativer iſt, daher auch eine Verantwortlichkeit 
desſelben gegen die Gemeinde, auf welche der § 10 der Gemeinde⸗ 
wahlordnung im Zuſammenhange mit den §§ 30, 31 und 32 der 
Gemeindeordnung hinweist, nicht eintritt“. 

Das Miniſterium des Innern jedoch hat mit Entſcheidung vom 
22. November 1872, 3. 17.221 der Berufung der Wahlberechtigten 
R. und M. aus P. Folge gegeben und unter Behebung der ange⸗ 
fochtenen Statthalterei⸗Entſcheidung den bezirkshauptmannſchaftlichen 
Erlaß, womit die Wahl des Dr. G. annullirt wurde, beſtätiget. 

Lr. 


Ueber die Befreiung von der Zahlung von Krankenverpflegskoſten 
für Dienſtboten wegen Zahlungsunfähigkeit des Dienſtgebers ent⸗ 
ſcheidet die Staatsbehorde. 


Amalia V. iſt am 8. Juni 1870 bei dem Rauchfangkehrer⸗ 
meiſter Franz H. in den Dienſt getreten, wurde am 15. Juni 1870 
ſpitalsbedürftig und im allgemeinen öffentlichen Krankenhauſe an einem 
Abſeeſſe behandelt. Es wurde conſtatirt, daß die Erkrankung 4 Tage 
vor der Spitalsaufnahme, ſomit während des Dienftverhältniffes bei 
H. erfolgte. Franz H. wurde nun mit Erlaß des Wiener Stadt⸗ 
magiſtrates zur Bezahlung der mit 14 fl. 10 kr. entfallenden Ver⸗ 
pflegskoſten aufgefordert. 

Dagegen ergriff nun H. den Recurs an die n. 5. Statthalterei, 
worin er wegen Zahlungsunfähigkeit um die Enthebung vom Ver⸗ 
pflegskoſtenerſatze bat. 

Die Statthalterei gab dem Reeurſe keine Folge, bedeutete aber 
dem Dienſtgeber H., daß er ſich mit ſeinem Gnadengeſuche an den 
n. 5. Landesausſchuß (als den Verwalter des in letzter Linie zahlungs⸗ 
pflichtigen Landesfondes) zu wenden hätte. 

Gegen die Statthaltereientſcheidung brachte H. den Miniſterial⸗ 
recurs ein und hat das Miniſterium des Innern mit Entſcheidung 
vom 19. Mai 1872, 3. 4153 der Berufung unter Behebung der 
Statthalterei⸗Entſcheidung Folge gegeben, „weil die Zahlungsunfähig⸗ 
keit des Recurrenten auf eine im Sinne des § 7, Alinen 3 der n. ö. 
Regierungsverordnung vom 30. März 1837, 3. 12.234 hinlänglich 
glaubwürdige Weiſe nachgewieſen jet”. 


. 


Berordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landes vertheidigung vom 8. November 1872, 
3. 12.921, betreffend Ergänzungen und Erläuterungen zur Inſtruction wegen 
Ausführung des Wehrgeſetzes. 

Ueber die von einzelnen politiſchen und militäriſchen Ergänzungöbehörden, an⸗ 
läſſig der regelmäßigen Stellung im Jahre 1871 gemachten Wahrnehmungen und ge⸗ 
ftellten Anträge auf Ergänzung und Erläuterungen der Inſtruction zur Ausführung 
des Wehrgeſetzes findet die Miniſterialinftanz Folgendes zu verordnen: 
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1. Zu § 14: 5 und § 111: 1. Aus Anlaß der gemachten Wahrnehmung, daß 
die Commanden der Militär⸗Bildungsanſtalten den Beſtimmungen der Suftruction 
zur Ausführung der Wehrgeſetze hinſichtlich der Meldung der in das ſtellungspflichtige 
Alter gelangenden und in demſelben ſtehenden Zöglinge behufs deren Verzeichnung, 
ſowie auch hinſichtlich der Verſtändigung der Ergänzungsbehbrden von der Einreihung 
der Zöglinge nicht genau nachkommen, wird erinnert, daß nach § 14 : 5 in Verbin⸗ 
dung zu 4 die Commanden der Militär⸗Bildungsanſtalten zur Anmeldung der in das 
ſtellungspflichtige Alter tretenden, oder in demſelben ſtehenden Zöglinge an den Ge⸗ 
meindevorſteher des Aufenthaltsortes, d. i. desjenigen, woſelbſt ſich die betreffende An⸗ 
ſtalt befindet, unter Angabe der zur Verzeichnung erforderlichen Daten und zu dem in 
dieſem Paragraphe, Punkt 1, Alinea 2, bezeichneten Zeitpunkte verpflichtet find, 

Dieſe Anmeldung hat aber nicht directe an die zuſtändige politiſche Ergän⸗ 
zungsbehörde zu erfolgen. 

Was die Verſtändigung der Ergänzungsbehörden von der Einreihung der 
Zöglinge betrifft, ſo hat dieſelbe nach § 111: 1 vorläufig auf die Mittheilung der aus 
den Anſtalten regelmäßig austretenden und in das ſtehende Heer oder in die Kriegs- 
marine gelangenden Zöglinge an dle zuſtändigen Ergänzungs⸗Bezirks⸗Commanden 
ſich zu beſchränken und wird die Regelung des Evidenzverfahrens über die vorzeitig 
Ausgemuſterten einem ſpäteren Zeitpunkte vorbehalten. 

2. Zu § 30. In dieſem Paragraphe find, folgende Textänderungen vor⸗ 
zunehmen: 

Im Punkte 2, 5. und 6. Zeile find ſtatt der Worte „durchſchnittlichen Taug⸗ 
lichkeitsverhältniſſe“ zu ſetzen „das Durchſchnittspercent der zeitlich Befreiten und Taug⸗ 
lichen“, im Punkte 3 d), 2. Zeile iſt ſtatt „Verhältniſſe“ zu ſetzen „Percente“, im 
Punkte 7, Alinea 2, vorletzte Zeile, iſt vor dem Worte „zur“ einzuſchalten „zeitlich 
Befreiten und“. — 

Um bezüglich der Daten, welche den Repartitionsberechnungen zu Grunde zu 
legen ſind, die nöthige Uebereinſtimmung zu erzielen, ſind die Bezirksbehörden zum 
möglichſten Einvernehmen mit den Ergänzungs⸗Bezirks⸗Commanden in dieſer Rich⸗ 
tung anzuweiſen, damit die allenfalls obwaltenden Differenzen ſchon zwiſchen dieſen 
Ergänzungsbehör den, ſo weit als thunlich, beglichen werden können. 

Von den im Sinne der vorſtehenden Anordnungen geänderten Muſtern VI und 
VII folgt die entſprechende Anzahl zur Betheilung der Bezirksbehörden mit und ſind 
durch ſelbe die bezeichneten Muſter der Inſtruction Seite 214, 216 und 217 zu erſetzen. 

3. Zu § 40 — 43. Candidaten des geiſtlichen Standes, weiche im Auslande 
Theologie ſtudiren, wird der Anſpruch auf die Begünſtigung des § 25 des Wehrge⸗ 
ſetzes zuerkannt, wenn dieſelben theologiſchen Studien obliegen, die im Inlande als 
ſolche anrechenbar find, ſich hierüber mit vorſchriftsmäßig legaliſirten Zeugniſſen aus⸗ 
weiſen und ſeinerzeit zur Seelſorge im ſtehenden Heere (Kriegsmarine) oder in der 
Landwehr herangezogen und verwendet werden können. 

Die Entſcheidung über derlei Anſuchen behält ſich die Miniſterialinſtanz vor, 
an welche dieſelben, gehörig inſtruirt, im Wege der politifchen Ergänzungsbehörden 
zu leiten ſind. 

Ausgenommen hievon ſind nur die Frequentanten der Breslauer Rabbinats⸗ 
Schule, über deren Anſpruch auf die Enthebung von der Präſenzdienſtpflicht ſchon mit 
dem hierämtlichen Erlaſſe vom 24. März 1870, Z. 2320-I] beſondere Weiſungen er 
theilt wurden und die nach der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes diesfalls 
Beruſenen zur Entſcheidung competent bleiben. 

4. Zu § 77. Ueber das Verfahren bei Anſuchen von Stellungspflichtigen um 
die Enthebung vom perſönlichen Erſcheinen vor der Stellungscommiſſion erhalten die 
k. k. Miſſionen und Conſularämter, die von der Miniſterſalinſtanz mit dem k. k. 
Miniſterium des Aeußern vereinbarte, in Druck gelegte und beiliegend in elner ent⸗ 
ſprechenden Anzahl zur Betheilung der Bezirksbehörden mitfolgende Information“). 

5. Zu 9 97. Die zur Nachſtellung für die Erſatzreſerve Vorgemerkten der 1. 
und 2. Altersclaſſe ſind mit ihrer Aufnahme in die Stellungsliſte der nächſtfolgenden 
regelmäßigen Stellung in dem Vormerkbuche der Abweſenden zu löſchen. 

Es iſt jedoch der Umſtand. daß dieſelben bei der vorangegangenen Stellung in 
der Losreihe der zeitlich in die Erſatzreſerve Eingethellten abweſend waren, in der 
Rubrik 14 der neuen Stellungsliſte erſichtlich zu machen. (§ 28: 4). 

6. Zu § 102 1. Es iſt die Wahrnehmung gemacht worden, daß an Perſonen 
unmittelbar vor dem Eintritte derſelben in das ſtellungspflichtige Alter Auslands- 
Reiſepäſſe für längere Dauer ohne dringende Veranlaſſung erfolgt wurden. 

Den zur Ertheitung von Reiſebewilligungen an Stellungspflichkige eompe⸗ 
tenten Behbrden wird deßhalb in Erinnerung gebracht, daß eine Bewilligung zur 
Reife in das Ausland über die Zeit des Beginnes der regelmäßigen Stellungsperiode 
hinaus einem noch in der erſten Alterselaſſe ſtehenden oder in dieſelbe während der 
Reife tretenden Stellungapflichtigen nur bei nachgewieſener dringender Nothwendigkeit 
ertheilt werden darf. 

7. Zu $ 113: 4 und $ 120: 2. Die Eigenſchaft als bleibend in die Erſatz⸗ 


) Wir theilen dieſe Information in der nächſten Nummer dieſer e 935 
e Red. 


reſerve Eingetheilter, ſowie die Eigenſchaft als zeitlich Eingetheilter, ſchließt den Be⸗ 
treffenden von der Berechtigung, als Einjährig Freiwilliger in das ſtehende Heer oder 
die Kriegsmarine einzutreten, nicht aus. 

Bei der Beurtheilung des Anſpruches folder Aſpiranten auf die Begünſtigun⸗ 
gen des Einjährig⸗Freiwilligendienſtes find nicht jene Verhältniſſe, wie fie etwa zur 
Zeit der regelmäßigen Stellung, bei welcher die Betreffenden in den Stand der Er⸗ 
atzreſerve eingetheilt wurden, beſtanden, ſondern jene Verhältniſſe maßgebend, wie ſie 
zur Zeit des Einſchreitens um die Aufnahme als Einjährig⸗Freiwillige beſtehen. 

Die Aſſentirung bleibend eingetheilter Erſatzreſerviſten als Einjährig⸗Frei⸗ 
willige hat, jo wie dies bezüglich der freiwilligen Aſſentirung der zeitlichen Erſatz⸗ 
reſerviſten im $ 113: 4 im Allgemeinen angeordnet iſt, auch nach $ 113: 2 und be⸗ 
züglich § 134: 2 auf die Geſammtdauer der geſetzlichen Dienftzeit von zehn Jahren 
im ſtehenden Heere oder in der Kriegsmarine, beziehungsweiſe auch mit zweijähriger 
Landwehrdienſtpflicht, zu erfolgen. 

8. Zu § 154. Minderjährige bedürfen zur freiwilligen Fortſetzung der activen 
Dienftleiftung, gleichwie für den freiwilligen Eintritt und den Verzicht auf das Nach 
manndrecht vorgeſchrieben ift, der legaliſirten ſchriftlichen Zuſtimmung des Vaters oder 
Vormundes. 

9. Zu § 160: 3 und § 164: 2. Jenen Militärcommanden, welchen die Be⸗ 
handlung der Ergänzungsgeſchäfte nicht zugewieſen iſt, kommt wohl nach § 164: 2 
die Verfügung der Militärentlaſſung nach $ 160: 1 b) zu, alle Einleitungen rück⸗ 
ſichtlich der Stellung eines Erſatzmannes aber ($ 160: 3) find demjenigen General 
oder Militärcommando anheimzugeben, in deſſen Ergänzungsbereich der Entlaſſene 
zuſtändig iſt. 

Ein gleiches Verfahren haben auch die mit dem Ergänzungesgeſchäfte betrauten 
General⸗ und Milktärcommanden zu beobachten, ſobald es ſich um die Erſatzmanns⸗ 
ſtellung für einen nach $ 160 : 1 a) oder b) Entlaſſenen handelt, welcher nach einem 
anderen Ergänzungsbereiche zuſtändig iſt. 

10. Zu § 163 : 4. Nach § 54 des Wehrgeſetzes bat der zum Zwecke der Aus⸗ 
wanderung Entlaſſene, wenn die Auswanderung unterbleibt, den Reft der durch die 
Entlaſſung unterbrochenen Dienſtzeit nachzutragen. 

Es unterliegt daher keinem Anſtande, die aus der Linien⸗Dienſtpflicht Ent⸗ 
laſſenen, wenn die Auswanderung unterbleibt, behufs nachträglicher Erfüllung der 
ihnen noch obliegenden Präſenz⸗Dienſtpflicht zur activen Dienſtleiſtung einzuberufen. 

11. Zu $ 165. Für in Verluſt gerathene Militärabſchiede dürfen keine Dupli⸗ 
cate, ſondern nur Certificate über die von dem Verluſtträger zurückgelegte Militär⸗ 
Dienftleiftung mit Angabe des Jahres und Tages des ſtattgehabten Austrittes er- 
folgt werden. 


Muſter VI 
zu $ 30 der Inſtruction. 
Stellungsbezirt 


Nachweiſung 
über die Zahl der Wehrfähigen bei der regelmäßigen Stellung des Jahres 187. 
„„ na en ia a mtl x —— nn a 


I. II. III. 8 
Als Len 
Altersclaſſe ſſammen 
Nach den Gemeindeverzeichniſſen ſind zur Stellung 
berufen 4423 | 205 | 108 
18. 13½ 12 9 
Das Durſchnitts⸗ war im Stellungs⸗ near 15 N I 
percent der zeitlich jahre 14 
Befrelten | 2 18 10 ¼⁰ 9 / 7 
iſt von drei Stellungsjahren 13 12 9 
Verbleiben. 368 180 98 
n 28 11 8 
Das durchſchnitt⸗ war im Stellungs⸗ =—— 
liche Tauglichkeits⸗ jahre 85 5 nn 
percent 18..| 32 | 12 11 
| ft von drei Stellungsjahren ] 31 13 / 10 
Sohin ſtellt ſich die Anzahl Wehrfähiger dar, mit 114 24 | 10 1 148 
| 


N. am 
Der k. k. Bezirkshauptmann: 
(Unterfchrift.) 


Anmerkung. a) Die vor dem ſtellungspflichtigen Alter freiwillig eingetretenen In⸗ 
länder und die nach dem Austritte aus der dritten Altersclaſſe 
Geſtellten haben bei der Berechnung des durchſchnittlichen Taug⸗ 
lichkeitspercentes in der erſten, beziehungsweife dritten Alters⸗ 


Muſter VII 
zu § 30 der Inſtruction. 


Heeres⸗(Marine⸗) Ergänzungs bezirk 


Nachweiſung 
des Durchſchnittspercentes der zeitlich Befreiten und Tanglichen der letzten drei 
Stelluugsjahre in den zum obigen * gehörigen Stellungs⸗ 
ezirken. 


e 

Altersclaſſe wg 
Durchſchnittepercent der 
* 


Stellungs⸗ 
bezirk 


An⸗ 
merkung 


In den Jahren 


en 


Befreit 
jettlich 
Befreiten 


Das Durch⸗ 
ſchnitts Percent 
von drei Stel⸗ 
lungsjahren. 


u. ſ. w. 


u. f. w. alle zu dem Heeres⸗(Marine⸗) Ergänzungsbezirke gehörigen Stellungsbezirke. 
N. am . e ee e 


Aumerkung. a) Bei der Berechnung des Durchſchnitts⸗Percentes der zeitlich Be⸗ 
freiten (Rubrik 3, 5 und 7) haben auch die bei den Nachſtellungen 
Befreiten in Betracht zu kommen. 

b) In die Rubriken 4, 6 und 8 ſind alle im Laufe eines Stellungs⸗ 
jahres, alſo auch bei den Nachſtellungen Aſſentirten und in den 
Stand der Erſatzreſerve Eingethellten einzubeziehen, ſoferne ſie in 
dem betreffenden Stellungsbezirke zuſtändig ſind. 

e) Rückſichtlich der Bebandlung der vor dem Eintritte in das ſtellungs⸗ 
pflichtige Alter Aſſentirten und nach dem Austritte aus der 
dritten Altersclafſe Geſtellten wird auf das Muſter VI, Anmerkung 
a) hingewieſen. 

d) Format: 8“ Breite, 13“ Höhe. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem bei der Generaldirection der Weltausſtellung in 
Verwendung ſtehenden Viceconſul Ernſt Freiherrn v. Haan den Titel und Rang 
eines Conſuls taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalterei⸗Vicepräſidenten in Lemberg Oswald 
Bartmäns ki das Ritterkreuz des Leopoldordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem proviſionfrten Finanzwach⸗Oberaufſeher Karl 
Mida ner das ſilberne REIT ge verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Johann Kaura zum Bau- 
rathe, die Ingenieure Karl Roth und Florian Urban zu Oberingenieuren und die 
Bauadjuncken Johann StoZidy und Johann Bolleſchka zu Ingenieuren für 
den Staatsbaudienſt in Böhmen ernannt. 

Der Reichsfinanzminiſter hat dem Finanzeoncipiſten beim Centraltax⸗ und 
Gebührenbemeſſungsamte zu Wien Dr. Raphael Eckardt eine Miniſterial⸗Coneci⸗ 
piſtenſtelle im k. und k. Finanzminiſterium verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſier der Landeshauptcaſſe in Laibach Anton 
Egger zum Controlor derſelben Caſſe ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Pola mit 
1000 fl. eventuell 800 fl, bis 20. Februar. (Amtsblatt Nr. 29.) 

Conceptsprakticantenſtelle bei der ſtelermärkiſchen Finanz⸗Landesdirection mit 
400 fl. Adjutum. (Amtsblatt Nr. 31.) 

Tonceptsadjunctenſtelle mit 600 fl. eventuell 500 fl. oder 400 fl. für Schleſien, 
bis 20. Februar. (Amtsblatt Nr. 32.) 

Seriptorſtelle an der k. k. Studienbibliothek zu Klagenfurt mit 800 fl. Ge⸗ 
halt und Quinquennalzulage, bis Ende Februar. (Amtsblatt Nr. 35.) 
Conceptsadjunctenſtelle mit 600 fl., eventuell 500 fl. oder 400 fl. in Schleſten, 
bis 20. Februar. (Amtsblatt Nr. 35.) 

Rechnungsofficialsſtelle beim Rechnungsdepartement der Finanz⸗Landes⸗Di⸗ 


claſſe in Betracht zu kommen, ſoferne dieſelben Guthabungen bilden. rection in Innsbruck. mit 700 fl, eventuell 600 fl. und 500 fl., bis 25. Februar. 


b) Format: 8“ Breite, 13“ Höhe. 


(Amtsbl. Nr. 26.) 


Drucker. i der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


